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Antragsteller,

Antragsgegnerin,

Ausbrtigung

VERWALTUNGSG ERICHT G IESS EN

Beschf uss

f n dem Verwaltun gsstreifuerfa h ren

1. der Frau 
   Gießerr;

2. der Frau 
Gießen;

3. des Herrn  
  Gießen;

4. des Herrn  
Gießen:

zu 1-4: Rechtsanwälte  
 Gießen.

und Kollegen,
- 47269-12/KS/nas -.

die Stadt Gießen,
vertreten durch den Magistrat,
Berliner Platz 1, 3s390 Gießen, _ 301A04]2652 -;

wegen Kommunalrechts

hat das Verwallungsgericht Gießen - g_ Kammer - durch

Vorsitzenden tRichter am VG Spies,
Richterin am \rG Kröger_schrrder,
Richter am VG Lambäck

am 21- Februar 2012 beschlossen:
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Der Antragsgegnerin wrrd im wege.einstweiriger Anordnung aufgege-b.*l'y9rläufig bis zu einer rechtsireffgen Enäcrreiuung riber die Zuläs-
s i g keit des a m 1 1 .01.20 12 ein gereich te-n e ä rgärb ";;;;"ns, tä n gste ns
b is zur erfo lgten Du rc hf i.i h ru n g o_.s bean trag'len' eü rg"."ntsc heids, i n
Fs:ys auf die vorbereitung unt Durchführüg ;*.Unoesgartenschau
2014 weder neue Darrehen-aufzurrehmen noch sicherheit ei ,usteilen,für deren Erfüllung neue Verbindtichkeiten elngeg"ng.n ;;rd";;ü;;.
ten-

Der Antragsgegnerln nirird ferner einstweiren aufgegeben, ggf. durch
9nq?p-clende Einwirkung auf die Landesgartenlct au GIJßen 201+
GmbH, his einschrießfich öonnerstag, oen7s.0i,2orz M;ü;h;än ru
unterlassen, die den in Frage 1 des üiirgerueg;hil"; angesprochenen
Gegenständen (verbot von Baumfällungen und von veräiderungen derGewässerufer) zuwiderla ufen.

lm Übrigen wird der Antrag abgelehnt.

Die Kosten des verfahrens haben die Antragstetter und die Antragsgeg-
nErin jeweils zur Hälfte zu tragen.

Der werl. des $treltgegenstands wird auf 2.s00, -. EUR festgesetzt.

Gründe

t.

Die Beteiligten streiten über die Zurässigkeit eines Bürgerbegehrens.

Die Antragsteller zu 2. bis 4. sind die Vertrauensper$onen eines von ihnen auch un-
terzeichneten Bürgerbegehrens, das sich gegen eine vorgesehene Fällung von Bäu-
men und gegen eilne Veränderung von Gewässerufern in einem ftlr die Durchführung
der f-andesgartenscha u 2014 vorgesehenen Stadtgebiet der Antragsgegnerin wen-
det. Ferner will das Bürgerbegehren erreichen, dass die Antragsgegnerin für Zwecke
der Landesgartenschau keine neuen Darlehen aufnimmt oder Sicherheiten steltt. Die
Anlragstellerin zu f . ist Stadtverordnete der Antragsgegnerin und hat das Bürgerbe-
gehren ebenfalts untezeich n et.
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Die Antragsgegnerin bereitet seit dem Jahr 2005 die Durchführung der Landesgar-
tenschau 2014in ihrem Stadtgebiet vor. Hierzu beschloss die Stadtverordnetenver-
sammfung der Antragsgegnerin amA8.12.2005 (Sn41 471ll}Os), eine zuvor vom
Iriagistrat erarbeitete Machbarkeitsstudie bei der FÖrdergesellschaft für Landesgar-
tenschauen in Hessen und Thilringen einzureichen,

Hierin heißt es urtter anderern: ,Die Wieseck-Aue bildet wegen ihrer Lage im Stadt-
gebiet, der guten Anbindung an das Sladtzentrum und die umliegenU.n Wonngebiete
sowie der landesräumlichen Verknüpfung <-..> einen sehr guten Standort filr eine
Landesgartenschau. <...> Die Weseck-Aue genießt als innerstädtisches Gr{ln- und
Naherholungsgetriet einen hohen Stellenwert. $ie wird von Fußgängern und Radfah-
rern, Kleingärtnern und Freizeitsportlern genutzt. Einige Bereiche sind einem hohen
Nutzungsdruck ar.rsgesetzt. Gleichzeitig beherbergt die Wieseck-Aue mit ihren
Feuchtwiesen, Wasserflächen udd Uferbeieichen hochrangige <.-..> Schutzgebiete
und stellt ein exklusives Nahrungs- und Bruthabitat der Avifauna dar."

Die Hessische Landesregierung entschied auf dieser Grundlage, die Landesgarten-
schau 2O14 an die Antragsgegnerin zu vergeben.

Die Stadtverordnetenversammtung der Antragsgegnerin beschloss daraufhin am
08.05.2008 mit der Fördergesellschaft für Landesgartenschauen in Hessen und Thü-
ringen einen Durchführungsvertrag für die Landesgartenschau 2Q14 abzuschließen.
Für das Jahr 200U wurden finanzielle Mittel in Höhe von 100-000,-- EUR als außer-
planmäßige Ausgabe genehmigt. Für die nicht investiven Maßnahmen des Durchfüh-
rungshaushaltes sieht der Beschluss einen Zuschuss von 2,6 Millionen EUR vor, der
aus allgerneinen Haushaltsmifteln bereitzustellen ist (Vorlagennummer der Stadtver-
ordnetenversarnnrrlung: STV/1621/2008). Die Bürgermeisterin der Antragsgegnerin
führte im Rahmen der Diskussion 2u dieser Beschlussfassung ausl "Für die Durch-
führuhg des wetthewerbs sind im Jahre 2008 Mittel in Höhe von 100.000,-- EUR
notwendig. Insgesarnt strebt die Stadt an, nicht mehr als 20 Millionen EUR auszuge-
hen; Det Magistrat geht dabei von einer Zielmarke von rund 18 Millionen EUR lnvesti-
tionskosten und einem städlisohen Zuschuss zum Durchführungshaushatt in Höhe

8-1J04 1r_gi_beschluss 20120217105908
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von 2'6 Millionen' EUR aus. Die geschätzten Kosten für die eigenfliche Schau in2014
liegen bei dezeirt g bis 10 Millionen EUR. Dabei rechnen wir mit einer Zaht von
700.000 Besucherinnen und Besuchern rnit einem durchschnitilichen Eintritbpreis
von 8,* EUR und damit mit einer Einnahme von 5,6 Miflionen EUR. Weiterhin rech-
nen wir mit $ponsorengeldern in Höhe vgn ca. 1 Million EUR, Das ergibt die Notwen-
digkeit, einen städtischen Zuschuss zum Durchführungshaushalt von 2,6 Millionen
EUR vorzusehen.'

Am 17.09.200g beschloss die Stadtverordnetenversammlung, dass nach Beendigung
des Wettbewerbs,verfahrens der Stadtverordnetenversammlung ein Kostenplan zur
Besch I ussfassu n g vo rz u legen se i (STV/2 S6V. I 2O0g').

Am 12.05.2010 traf die Stadtverordnetenversammlung der Antragsgegnerin den Be-

schfuss, ein Landschafüarchitekturbüro aus Berlin mit den weiteren landschaftsarchi-
tektonischen Planungen fitr den Bereich der vüieseckaue zu heauftragen
(sTV/2991 t2o10).

Am selben Tag beschloss die $tadtverordnetenversammiung die lnvestitionskosten

zur Landesgartenschau als,gedeckeltes Eudget" mit einem maximalen Volumen von

21,4 Millionen EUR ohne Anrechnung von Zuweisungen und Zuschüssen. Zugleich

wurde der Gesamtkostenplan zur Larrdesgartenscha u 2O14 mit Investitionen im Be-

reich ,Wieseckaue", im Bereich ,,Lahnaue" und ,,Korridore" in.Höhe von ca. 21,4 Milii-

orren EUR zur Kenntnis genornmen, ebenso die Kosten für den Durchführungshaus-

halt und "die interrren Kosten" (STV/3008/2010). Der zur Kenntnis genommene Ger

sarntkostenplan sieht für den Investitionshaushalt Wieseckaue mit Kosten von ca,

11,4 Millionen EUR folgende Finanzierung vor: ,Landeszuschuss 3,3 Millionen EUR,

Landesprogramme, sonstige Ptogramme, städtische Mittel'. Ftlr den lnvestitions-

haushalt Lahnaue rnit Investitionen von ca- Z Millionen EUR sieht der Gesamtkosten-
plan zur Finanzierung vor: ,$tädtische Mittel, Landesprograimme, sonstige Program-

me" und für die Investitionen im Bereich der Korridore, die sich auf ca. 3 Millionen

EUR belaufen sollen: "Städtische Mittel, Landesprograrnme, sonstige Programme".

E-l _204-.12-gi*besch luss_Z01 2021 7 1 05908
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Wegen der Einzr:lheiten wird auf die vorlage an die $tadtverordnetenversamrnlung
Bezug genommen (Ordner 4 der Anlragsgegnerin).

Am 01 '07 '2010 beschloss die Stadtverordnetenversammlung die Gründung der Lan-
desgartenschau Gieße n 201 4 GmbH.(sTV/ 3og4rz01 o), Am 26.07 .zo1 owurde de r
Durchführungsvertrag geschlossen und am 24.98.2010 der Geseilschaftsvertrag der
Landesgartenschau Gießen 2014 GmbH beurkundet. Gesellschafter sind die An-
tragsgegnerin zu 80 v, H. und die Fördergesellschaft Landesgartenschauen in Hes-
sen und Thüringen GmbH zu 20 v. H_

Die $tadtverordnetenversammlurig der Antq.agsgegnerin beschloss am 0g.09.2010
zugunsten der Landesgartenschau Gießen 2OU C^VH eine Ausfallbtirgschaft in
Höhe von I Milllcnen EUR. Der Beschtuss lautet auszugsweise wie fofgt
(STvl3222l2}fi):,Die Antragsgegnerin übernimmt zugunsten der Landesgarten-
schau Gießen 2014 GmbH eine Ausfallbürgschaft in Höhe von I Miltionen EUR zum
Zwecke der Absicherung der laufenden Geschäf.tstiitigkeit der Gesellschaft (sog-

D u rc hfri h run gs ha u sh a lt)."

Am 0t.09.2011 beschloss die Stadtverordnetenversammlung den Entwurfsptan zur
Landesgartenschau 2014 im Bereich derWieseckaue einschließlich der einzelnen
Projekte und die Investitionskosten für die Landesgartenschau (STV/023S/201 1). Die
Magistratsvorlage' an die Stadtverordnetenversammlung zu diesem Beschluss weist
in ihrer Begründung fotgendes aus: " Die detaillierte Kostenberechnung liegt der Lan-
desgartenschau 2014 GmbH vor und kann dort bei Bedart eingesehen werden. Die
Kostenberechrrung ist nach Bauabschnitten gegliedert, in welchen auch die Einzel^
projekte enthallen sind. Eine Übersicht der Bauebschnitte liegt ebenfans bei (s. Anla-
ge 3)." Wegen der Einzelheiten hierzu wird auf die Magistratevorlage und den ent-
sprechenden Auseug aus der Sitzungsniederschrift Bezug genommen (Ordner 4 der
Antragsgegnerin).

Die Landesgartenschau Gießen GmbH schrieb unter dern 0S.10-2011 die Fällungen
von Bäumen im B,ereich der Wieseckaue aus. Der Zuschlag wurde durch Schreiben
vam 02.12-2011 erteitt (Ordrrer 2 der Antragsgegnerin, Bl. 51 ).

8-l 2oa-l2ji-beschtuss 2 O12OZ1Z loEgEa
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Arn 06.10'2011 beschloss die Stadtverordnetenversarrmlung derAntragsgegnerin
die Aufsteltung dines Bebauungsplanes Nr. Gl olt}4,Wieseckaue" für die in der
Wieseckaue geplanten Gebäude und baulichen Anlagen, die auch über den Zeitraum
der Landesgartenschau hinaus Bestand haben sollen (srv/0332 no|l).

Die Siadtverordnetenversamrntung där Antragsgegnerin verpflichtete am 15.12.2e11
den Magistratzu berichten, wie hoch die Kosten seien, die bisherfür die Landesgar-
tenschau ausgegeben worden seien und wie viel aufgrund rechlicher Verpflichtungen
noch ausgegeberr werden rnüsse. Weiterhin sei darzustellen, welche tnfrastrukturpro-
jekte im Rahmen der Landesgartenschau mit Förderprogrammen durchgeführt wür-
den und welche schon länger geplanten und notlvendigen Projekte auch ohne Förde-
rung in ab'sehbarer Zeit durchgeführt werden müssten und welche Mehrkosten da-
durch entstünden (Sruo46412011). Einen Antrag, den Magistrat aufzufordern, die
geplante.LandesS;artenschau abzusagen, lehnte die Stadtverordnetenversammlung in

'derselben Sitzung ab (STVi0473l2o11). Außerdern fasste die Stadtverordnetenver-
sammlung den Beschluss:

"Der Magistrat wird gebeten,

1' das genaue und vollständige Verzeichnis aller Bäume und Gehölze, die gefällt
werden sollen, mit Ort und dem Grund für die Fällung sowie den Lageptan mit
den $tandorten der betroffenen Bäume der Öffentlichkeit und den Stadtver-
ordneten v,rrzustef len,

2. eine Übersicht gesetzlich geschützter Biotope auf dem Gelände der Landes-
gartenschau zu geben und

über die Prirfung der Auswirkungen auf das angrenzende Natura-2000-Gebiet
i n der wieseck-Aue (FF H-Verträ g tichkeits prüfu ng) zu berichte n.

Der Magistrat wird weiterhin aufgefordert, keinesfalls mit den Fäll- und Ro-
dungsarbeiten zu beginnen, bevor das Benehmen mit der UNB hergestellt ist.,'
(sTV/0574 t2011).

3.

4.
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ln der Sitzung vom 15.12.2O11beschloss die Stadtverordnetenversamrntung der An-
tragsgegnerin des Weiteren die Haushaltssatzung für das Jahr 2012. Wegen der Ein-
zelheiten hiezu wird auf den von der Antragsgegnerin vorgelegten Haushattsplan für
das Haushalt$ahr z}1zBezug genommen. Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde
für die genehrnigungspflichtigen Teile liegt noch nicht vor.

Mit einer E-Mail vom 03.01 .z}1zwandte sich der Antragstelter zu 4.an das Rechts-
arnt der Antragsgegrierin und bat unter Hinweis auf ein rnögliches Bürgerbegehren
um Information. Am 05.01 .2112fand dann eine Besprechung zu einem möglichen
Bürgerbegehren irn Rathaus der Antragsgegnerin stratt. Wegen der Einzetheiten wird
auf den Ordner 6 der Antragsgegnerin Bezug genommen.

Am 11 .01.2011 reictrten die Antragsteller zu 2. bis 4. eirren Antrag auf Btirgererrt-
scheid gemäß g S b HGO bei der Antragsgegnerin ein.

Wortlaut urtd äußere Gestaltung des Bürgerbegehrens ergeben sich aus dern nach-
stehend abgebildeten Fakeimile der Vorderseite der zur Unterschriftensammlung
verwandten Listen (ohne Wiedergabe der Vertrauenspersonen und deren Anschrift):

8_l_2O4 _1?gi_beschluss_20 1 202 1 I I 05909
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Bürgerbegehren
Antreg ärrf Bilrgerenttchcld Etem$ß !i Ab HGO

Mit rc{cd Itötsw<*rrtft trcuralc lctr dr= pqrihtU.hrog etncr t{lsgsnEeftqr(tc,
gcm{ß f alr Ff G(t zu f,olßcndcr PqE :
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töir0rdBoF
Dlc $tkrc<Iou< (ge?Jah tr-|r<lEn l ,htdkunnehrrtt toslc Blötl-lln. und fiht?.Usc) ßUt .tt
QrEBadt wf€trd#tsNrhetrbluogrgc-trtce blcrsr ö*plsgtrh w*rllc Lclrqrtn{Ei rlt Etncr
tqw|4htrnrd 

^.t 
rrü Glfrit dnrf F{.hr dnm wrdbcr!.hadcn ,lmc prepfrrt rrdcL

BctqLfds\qr|.6 &t xtrclln GqqtF$ftr örh crra rbqrdtan*onicrtdr Erocrenbru oClt.li-.Pllqictr6lt lrt stöhrtehtSorfd norro dann r.horm nrt€ölc1bfü vtc d6 uM6ttßs
nlöt dcrvs*rhGkb@dSrpdt<tt t"rehqldqtc Fdtcn ffi Büs6.
In fRlatleltcr Hrrül€hr |rt dI' S(rdt rqha JcE* . otruc rurtrlkhc iirehulduF för dr. t Gs -
m!6lvjn thE! I+krtrrßiethk €tt ltry.EhrrtrL.t. Ba( drser Durdrßhrann dc LGS lm HrtraDe
g.plata \r'mfug wtHc iler Kostcnecnlunflrud< ctlat* raßftrcn. 'Dt notEtdJgc |üirlq
ln(rstrr.kter ln Grcßrn ktrödt< d.ft ir*h vtsl q{gs f,tqdrrt wclcr rk bldrqr, Dlrsrq muq
E d.t Strrdt Entflrtr wctdcd. r$r dle Ds<hfl*rro*'dcrfGS noati r..si(r6c Schtfdo :s mncho.

xllrond stnnFFvorF'|t.lg
Drr ro11O...1. *rElrbqq{hrn rcfirft kc(nc acucn ,cE{tür. rd (;agwkll fflh.t er ru iörbltchm
Erarptmnp5..4s d.i $."dt dwh dt. V€rnrßldu6g n.!dr rti.l.licn Äufmrdungm fur ?.tDGtr h
ltknc! 1{0hc crFpn"t blclbln- DuRh Vrylch! iür?-l.}{tanfnihnqn wrdcn qsltcE 

^!e8rbenslnFerFd.

Zur Sammlung von Unterschrifien wurden auch Listen verwandt, die einen abwei-
chenden Text zur Begründung ausweisen. Dieser lautet , Die Wieseckaue (Bereich

zwischen Waldbrunnenweg, Eichgärten- und Ringallee) giit in Gießen als das wich-

tigste Naherholungsgebiet. Den vorhandenen ökologischen Bestand mit der hohen

Artenvielfalt bei schutzenswerter Flora und Fauna soll die Stadt nicht verändern und

auch keinen der gesunden Bäume fällen, sofern er nicht der Wegeverkehrssicherung
geopfert werden muss.

Der aktuelle Schuldenstand ohne Landesgartenschau schränkt die Stadt schon jetat

massiv in ihren freiwilligen sozialen Leistungen ein. Durch die weitere starke Ver-
schuldung ftrr die LGS wird der Kostensenkungsdruck anwachsen und die notwendi-
ge soziale Infrastruktur in Gießen noch weniger durch die Stadt finanziert werden
können "

Die Antragsgegnerin (Urrtere Naturschutzbehörde) erteilte der Landesgartenschäu
Gießen 2014 GmbH unter dem 12.01 ,2012 eine naturschutzrechtliche Eingriffsge-
nehmigung für cfie vorgesehenen Baumfällarbeiten, und der Landkreis Gießen ge-

ölÄd Sle dnfür, dtrri
I . ftri Barti.h dc YJic*cckrrrc ttclac wcltcrcu bärmc mr Vortccitqng
uad. DrorcfttütrrlnT d6 gq{s1tan LudcrgnrtcrÜ<firo 2:Ot4 (LßS}
;cflllt rc*dcn dttrfq snd dlc vdthandcirt! Ggrrtrccruls clnrdt|l€ßlidh
lhE vcfcqdtld|n ünyqi{ndcFt et{reltcn blclBm m{ftrcnl

eor{c 4rfür, drrr
2. dlc strdt Gt clJ/j'' zuq zir€kc .tc ltqrehlllhrung do LG.stcdc" Firl? Düldra ruf65\61cq rodr rolahc Si(hc.hctts rtcflctr dirß
füt dcfE .8rRlrusrr'f, trctc Schuldn Fcrrr{r€htrl}lfdo irürtm;
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währte unter dem A1.02.20'rZ für die Fällungen, die in Gewässerrandsträifen, im
Überscfiwemmungsgebiet und in Gewässern erfordertich sind, eine wasserrechfliche
Genehmigung. Beide Genehmigungen enthalten Nebenbestirnmungen, wonach die
mit hoher Lärmwirkung veöundenen Spundungsarbeiten nur in der Zeit vom
30- Oktober bis zum 28. Februar ailässig sind und die Baumfäilungen und Rodungs-
arbeiten nur in der Phase vom 1. November bis zum 28. Februar erfolgen dürfen,
Wegen der näheren.Einzelheiten der Genehmigungsverfahren und der erteiiten Ge-
nehmigungen wird auf die Ordrrer 1 und 3 der Antragsgegnerin Bezug genommen.

Mit Beschluss vom 10.V2.2012wies die Stadtuerordnetenversarnmtung derAntrags-
gegnerin das Bürgerbeg€hren ats unzulässig zurück (Sru0692 I2O1Z),Der zu dieser-
Beschlussfassung vorgelegte Antrag des Magistrats der Antragsgegnerin führte zur
Begrtindung aus, ein Rechtsgutachten des Hessischen Städtetages eingeholt und
zusätzlich durch das Rechtsamt eine eigene gutachtliche Stellungnahme ersteltt zu

haben' Beide Gutachten kämen zu dem Ergebnis, das Bürgerbegehren sei unzuläs^
sig. Dieses enthalte zwar 3.573 gültige Unterschrifien, sodass das maßgebliche Quo-
rum von 2.866 gültigen Unterschriften eingehalten sei. Das Btirgerbegehren richte

sich aber gegen Beschlüsse der Stadtverordnetenversammlung, ohne die Frist des

$ Bb Abs. 3 S, 1 t{GO einzuhalten.

Mit Schreiben ihrer Bevollmächtigten vom 16.02.2012 legten die Antragstetler hierge-
gen Widerspruch ein.

Die Antragsteller haben am 10.02.2012 urn einstweiligen Rechtsschutz nachgesucht.
Sie tr:agen vor, die Antragsgegnerin beabsichtige, erste Baumfällungen bereits arn

11.02-2012, spätestens aber am 13.O2..2012 durchführen zu lassen, wodurch effekti-
ver Rechtsschutz für die Antragsteller vereitelt wäre. Die mit dem Bürgerbegehren
gestellten beiden Frggen tangierten die Durchfilhrung der Landesgärtenschau als
solche nicht, sie behinderten oder torpedierten auch die vorgesehene Art nicht. Das
Bürgerbegehren beziehe sich nicht auf irgendwelche Beschlüsse der Stadtverordne-
tenversämmlung zur näheren Ausgestaltung der Landesgartenschau 2014 und auch
nicht auf den ursprünglichen Grundsatzbeschluss aus 2005, sich für die Landesgar-

B | 204_1' gi_beschtuss 20120217109908
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tenschau zu bev\ferben. Entgegen der in den von der Antragsgegnerin eingeholten
Rechtsgutachten zum Ausdruck komrnenderr Auffassung habe das Bürgerbegehren
deswegen auch keinen kassatorischen Charakter. Nach Fragestellung, Begründung
und Kostendeckungsvorschlag sei es Ziel des Bürgerbegehrens, die Eingriffe in Natur
und Landschaft ökotogisch vertretbar2u haften (Baumfällungen/Gewässerufbr) und
die ökonomischen Auswirkungen auf die Antragsgegnerin so zu gestalten, dass sie
nicht zu einem zrvangsläufigen wirtschaftlichen Kollaps in der StaOt führten.

Den von der Stadtverordnetenversammlung der Antragsgegnerin'in den Japren von
2005 bis hin zum 01.09.201 1 gefassten Begchl0ssen zur Landesgartenschau sei
nicht zu entnehmen, dass Baumfällungen e'rforderlich seien. Es handele sich um blo-
ße Grundsatzbeschlüsse, aus denen sich zur Fragestellung des Btirgerbegehrens zu
Baumfällungen nichts ergebe. Insbesondere treffe es hicht zu, iJass der Vorlage zum
Beschtuss vom 01 .09.2011 Planzeichnungen beigefügt gewesen seien, die vorhan-
dene und neu einzupflanzende Bäume zeigten. Der Anlage zur Beschlussvorlage sei
weder der Standort vorhandener Bäume und neu anzupflanz€nder Bäume zu ent-
nehmen noch det Verlauf neu anzulegender bzw. zu verändernder Wegeführungen,
die Baumfällungen eventuell erforderlicfr machen könnten. Die Beschlüsse körrnten
deshalb auch keine Sperrwirkung gegenüber dem nunmehr eingereichten Bürgerbe-
gehren entfalten. Bürger seien nicht gehalten, berehs in einem Stadium gegen ein
Vorhaben vom.rgehen, in dem sich das Für und Wider noch nicht einigermaßen vei--
lässlich beurteilen lasse- Aus dern Schreiben der Bürgermeisterin der Antragsgegne-
rin. vom 15.12--2011 (Ordner 5 der Antragsgegnerin) ergebe sich; dass bis dahin
überhaupt keine tnforrnationen zu Standort, Art und genauem Umfang und Grund der
Baumfällungen bekannt gegeben worden seien. Unerheblich sei auch, dass die Ge-
nehmigungen für Baumfällungen der Landesgartenschau 2014 GmbH erteilt worden
seien- Der Antragsgegnerin seies tatsächlich und rechttich mögfich, die Handlungen
und das Vorgehen dieser GrnbH zu steuern, weilsie 80 v- H. der Geschäftsanteile
dieser GmbH halte.

Die zweite Fragestellung des Bürgerbehrens ziele darauf ab, dass ftir: die Durchfrlh-
rung der Landesgartenschau 2014 weder neue Darlehen aufgenommen noch solche

8 -1j04 -1 
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Sicherheiten gesttellt würden, für deren Erfüllung neue Schulden gema*rt werden
müseten. Von der Antragsgegnerin bereits eingegangene verpflichtungen würden
hiervon ersichtf ich nicht berfihrt.

Der Beschluss der,stadtuerordrrettlv€rsammlung vom 12.05.2010 (sTV/3008/2010),
mit dem eirr Investitionsvolumen von ca.21,4 Millionen EUR zur Kenntnis genommen
worden sei, enthalte keine Aussagen über die Aufnahme etwaiger Verbindtichkeiten
und damit über das Entstehen möglicher neuer $chulden für den städtischen Haus-
halt. Die 0bernahme einer Ausfallbürgschaft, die die Stadtverordnetenversammtung
am 09'09.2010 beschlossen habe (STV g222l2O1O), werde von der Fragesteilung

' des angeshqbten Bürgerentscheids nicht beJtlhrt, weil es hier nur um die Aufnahme
vYeiterer Verbindlfrchkeiten bzw. clie Stellung weiterer Sicherheiten gehe, für welche
die Aufnahrne neuer Schulden erforderlich sei, Die Durchführung der Landesgarten-
schau 2014 werde durch den angestrengten Bürgerentscheid nicht gefährdet. Denn
die Landesgärtenschau sei in ihrer konkreten Umsetzung jederzeit noch verändertich
und durch Beschlussfas$ungen der Stadtverordnetenversamrnlung der Antragsgeg-
nerin auch noch nictrt abschließend festgelegt. Vorbereitung und Durchführurrg der
Landesgartenschau 2014 sei nach derzeit geplanlem Umfang und geplanter Ausge-
staltung mit den zvr Zeitzur Verfügung stehenden Haushaftsmitteln ohne neue Dar-
lehen zu venryirklichen. Insofern müssten Haushaltsrnittel von anderen Bereichen
u mgesch ictrtet werclerr

Auch beiAnnahme der Unzulässigkeit der einen oder der anderen Fragestellung des
Bürgergehrens bleibe der restliche Teildes Bürgergehrens zulässig. Unler Berück- 

:

sichtigung der Re,chtsprechung des Hessischen Verwattungsgerichtshofs sei hierin
keine inhaltlictre Veränderung im Sinne einer relativierenden Ahschwächung zu se-
hen, sondern nur eine isolierte Reduzierung der Fragestellung um eine selbst$tändige
Teilfrage. Die eine Fragestellung des Bürgerbegehrens befasse sich mit ökologischen
Einschränkungen bei der Ausführung der Landesgartenschau 2014, die andere mit
ökonomischen. Beides stehe nicht untrennbar im Zusammenhang.

u-L204_1 2-Si_beschluss-201 202 1 71 05908
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Wegen der nähererr Einzelheiten des Vorbringens der Antragstelter wird auf die
sclrinsätze ihrer Bevollrnächtigten vom 10.02 .,ls.oz.,ls.ez,16.02.,1T.vz. und
20.02.201 2. Bezug genommen

Die Antragsteller bea ntragen,

: ': dieiAnlragsgegnerin im wege einstweiliger Anordnung zu verpflichten, vor-
läuflg bis zu.einer rechtskäftigen Entscheidung über die Zutaäsigkeit des
Bürggrbehrens bzw. bis zur erfolgten Durchfghrung des beqntragten Bürger-
e-.q$chgicls übeldie Unterlassung weiterer Baumfällungen im gereich Oei
wieseckaue in Gießen zur Vorbereitung und Durchführung der geplanten
Landesgartenschau 2014 und zur unveränderten Erhattung derin diesem Be-
reich vorhandenen Gewässerufer ei,nschließlich ihrer Vegetation sowie zur
Unterlassung derAufnahme neüer barbhen durch die A"ntragsgegnerin zum
Zwecke der Durchführung der Landesgartenscha u 2O14 unO der Üntertas-
sung der Stellung'solcher Sicherheiten in diesem Zusarnmenhang, für deren
Erfällung neue Schufden von der Ahtragsgegnerin gemacht werdän müssen,
es zu unterlassen, im Bereich derWieseckaue in Gießen weitere Bäume zur
Vorbereitung und Durchführung der geplanten Landesgartenschau 2014 zu' fällen, die' in diesem Bereich vorhandenen Gewässerufer einschließlich ihrer
Vegetation zu verändern und zum Zwecke der Durchführung der Landesgar-
tenschau 2014 neue Darlehen aufzunehrnen oder solche Sicherheiten zu
stellen, zu deren Erfüllung die Antragsgegnerin neue schulden machen
müsste,

hilfsweise.

die Antragsgegrrerin im wege der einstweiligen Anordnung bis zu einer
rechbkräftigen Entscheidung über die Zulässigkeit des Buigerbehrens 

"Nicht-fällung weiterer Bäume im Bereich derwieseckaue" (GeltuÄgsbereich des
gepfanten Bebauungsplans Nr: Gl 01|u, Gebiet: ,wieseckäue*) zur vorberei-
tung und Durchftihrung der geplanten Landesgartenschau 2014 und unver-
ä ndertem Frhalt der vorhandenen Gewässerufer. einsch I ießl ich ih rer Veg eta-
tion in diesem Bereich sowie zur Unterlassung der Aufnahrne neuei Darlehen
zum Zwecke der Durchführung der Landesgartenschau 2014 durch die An-
tragsgegnerin und zur Unterlassung von Sicherheiten in diesem Zusammen-
!,tng, für deren Erf0llung die Antragsgegnerin neue schulden machen muss.jegliche Maßnahmen zum vollzug von Baumfällungen, der veränderung von
vorhandenen Gewässerufem und ihrer Vegetation ln dem vorgeschriebänen
Bereich sowie zur Aufnahme neuer Darlehen zur DurchfUhrung der Landes-
gartenschau2Ql4 unter Stellung von Sicherheiten, für deren Erfullung neue
Schulden gemacht werden, zu untersagen,

hilfsweise.

8-1,204_12 gi beschlussJo 1 2021 71 05908
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der Antragsgegnerin ei nstwei le n a ufzu geben, gegebenenfa lls durch entspre-
chende Einwirkung auf die Lirndesgartenschaü G-ießen 2014 GmbH vorläufig
pis zrl einer rechtskräftigen Entscnäioung uber die Zurassiskeii;;;'Bä,g;;" '
begehrens z.ur Land.esgartenschau zo1{in Gießen gem. Vorlage bei uä nn-
tragsgegnerin vom 11-01 .2012 Maßnahmen, die dieiem Burgeibegehren zu-
Ydqtltufgn, ilsbegolde_re Baumfällarbeiten, im Bereich Oes-Geltu-ngsbereich
des in Arfstef f u ng befindl iciien Bebauungsplans. N i. Gl 01 1z4,wesöckaue,,
u nd Gerruä sserve da ufsverä nderungen vozu nehmen zur Vorbäreilu n g u nd
Durchführung der Landesgartensdrau 2014 und zur Durchführung oär Lan-
desgartens_chau 2014 neue Darlehen aufzunehmen oder solche Sicnerheiten
zu stdllen, für deren Erf0llung die Antragsgegnerin neue Schulden machen
müsste,

hilfsweise,

vorlä.ufig festzustellen, dass das am'.{.1.01 .zolzbeiderAntragsgegnerin ein-
gereic!1te BürgeFggehren zur Landqs artenschau zot+ 6einl *eiieren
Baumfälf ung im Bereich der Wieseckaüe zur Vorbereitung und Durchführung
der geplanten Landesgartenscha u,2,0i14 und unveränderter Erhalt der dort
vorha ndene n Gewässe rufer einschließli ch ih rer Veg etation sowie U nterblei-
ben der Aufnahme neuer Darlehen oder Stellung sölcner Sicherheiten, für de-
ren Erftillung neue schulden gemacht werderr müssten zum Zwecke der
Durchführung der Landesgartenschau ZO14) zutässig ist,

hilfsweise,

die Antragsgegnerin irn wege einstweiliger Anordnung vorläufig zu verpflich-
ten, dass bei der Antragsgegnerin am 11.01 .2e12 eingereichte-Bürgerbegeh-
rin 1I Larrdesgartenschau 2014 (keine weiteren Baumfällungen irn Bereicn
der wieseckaue zur vorbereitung und Durchfährung der geplänten Landes-
gartenschau 2Q14 und unverändefter Erhalt der dort vorhandenen Gewässer.
einschließlich ihrer Vegetation sowie Unterbleiben der Aufnahme neuei- Dar-
lehen oder $teflung solcher Sicherheiten, für deren Erfüllung neue Schulden
gemacht werden müssten, zum Zwecke der Durchführung oter Landesgarten-
schau 2014) für zulässig zu erklären.

hilfsweise,

den Beschluss der erkennenden Kammer vom 1O..oz.ZO1Zbis zur Rechtskraft
der Endentscheidung in diesem Eitverfahren aufrechtzuerhalten,

der Antragsgegnerin einstweilen bis zum rechtskräftigen Abschluss dieses
Eilverfahrens aufzugeben, gegebenenfafls durc-lr entJprechende Einwirkung
auf die Larrdesgartenschau Gießen 2014 GmbH bis zu einer endgultigen Eät-
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scheidung des Gerichts Maßnahm'en, die dern Bürgerbegehren zuwiderlau-
fen, . insbesondere Ba umfä llarbeite n, zu unterlasse n.

Die Antragsgegnerin beantragt,

den Antrag zurückzuweisen.

Sie ist derAuffassung, der Antrag sei bereif,s unzulässig, weil er so gefasst sei, wie
einer der anerkannt unverständlichen Leitsätze des Europäischen Gerichtshofes. Zu-
dem sei er zu unbestimrnt, weilsich mit objektiven Maßstäben nicht feststellen lasse,
ob die Antragsgegnerirr Bäume zur Vorbereitung der Lanctesgartenschau, in Vollzug
eines Parkpflegwerks, aus $icherheitsgrtinden oder aus bloßer wltkür fäile.n lasse_.
Unklar sei auch, ob mit dem Verbot der Aufnahme von Darlehen nur zweckgebunde-

. ne Darlehen gemeint seien oder auch solche, ctie sie, die Antragsgegnerin, zur. allge-
rneinen Deckung des Haushaltsdefizits aufnehme.

Der Antrag sei auch unbegründet, Nicht sie, ctie Antragsgegnerin, beabsichtige Fäl-
lungen durchzufültren, sondern die Landesgartenschau Gießen 2014 GmblJ aufgrund
der ihr vorliegenden Genehmigungen

Das Bilrgerbegehrcn sei unzulässig, weil es sich gegen Stadtverordnetenbeschtüsse
richte, seit deren Bekanntmachung die Ausschlussfrist von 8 Wochen värstrichen sei.
Das Bürgerbegehten richte sictr in beiden Teilen insgesamt gegen die Durchführung
der Landesgartensihau 2Q14 und damit gägen den Grundsatzbeschluss zur Verwirl.*
lichung der Landesgartenschau vom 08.05.2008. Das ergebe sich durch Ausfegung
seines Textes irn Gesamtzusammenhang. Lese man den ersten Teil des Bürgerbe-
gehrens isoliert, scheine es nur darum zu gehen, dass eine Landesgartenschau zwar
staffinden dürfe, aber nur, wenn dafür keine Bäum'e gefäflt würden. Dass eine Lan-
desgartenschau nicht stattfinden solle, ergebe sich jedoch aus dem Kontext aruischen
dem Baurnfältverbot und dem Kostendeckungsvorschlag, Der Kostendeckungsvor-
schlag gehe offenbar davon aus, dass ein beschlossenes Fällverbot die Landesgar-
tenschau insgesamt zu Fall bringe. Daraus folge aber, dass das Bürgerbegehren
selbst dänn unzulässig sei. wenn es sich ausschließlich gegen Baurnfällungen in der
weseckaue ohne tsezug zur Landesgartenschau ricrrten wirde. Denn in oäsem Falt

8_1.lw-]2*Lbeschlus$_2012 021 Z1 05908
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sei,de'r Kostendeckungsvorschlag unzureichend, weil er sich nicht mit den Mehrkos-
ten'befasse, die aus eirrern Fällverbot für die Vorbereitung und Durchf0hrung der
Landesgartenschau folgten. Ohne neue Kredite ließe sich eine Landesgartenschau
nur finanzieren, lvenn gar keine ltedite aufgenommen würden. Da das zur Finanzie-
rung des städtischen Haushaltes nicht möglich sei, ließe sich das Btlrgerbegehren
nur erftillen, wenn die Landesgartenschau nicht durchgeführt werde. Müsse die Lan-
desgartenschau ohne neue Darlehen finanziert werden, wäre dies nur möglich, wenn
sie, die Antragsgegnerin, die Kosten auf andere Weise durch Einsparungen decke.
Der Kostendeckungsvorschlag des Bürgerbegehrens verrate nicht, welche Einspa-
rung aus Sicht des Bürgerbegehrens dafrtr in Betracht kämen. W.lde sich also das
Bürgerbegehren auch im arueiten Teil nicht gegen die Landesgartenschau insgesami
richten, wäre auch hier der Kostendeckungsvorschlag unzureichend,

Der erste Teil des Bür'gerbegehrens richte sich gegen den Beschluss der Stadtver-
ordnetenversammlung vom 01.09.2011, mit dem der Entwurfsplan zur Landesgarten-
schau 2014 im Bereich der \Meseckaue beschfossen worden sei. Diesem Beschluss
sei eine Anlage beigefügt, aus der der Zustand der wieseckaue nach Verwirklichung
des Konzepls hentorgehe. Diese Anlage enthalte vorhandene und geplante Bäume,
sodass sich feststellel lelsse, wo Fällungen erforderlich seien. Die Anlage 3 zu dem
Beschluss zeige die Bäume, die im Endzustand vorhanden sein würden. Daraus folge
zwangsläufig, dass die im Endzustand nicht vorhandenen Bäurne gefällt werden
müssten.

Zudem seizu beachten, dass die Landesgartenschau Gießen 2014 GmbH die
Fällmaßnahmen im Auftrag des Magistrats und der Umsetzung des stadtverordne-
tenbeschlusses vom 01.09.2011 vornehmen wolle. Solche Maßnahmen seien aber
nicht bürgererrtscheidsfähig, weil sie nicht von der Stadtverordnetenversammlung zu
treffen seien- Das folQe aus $ 8b Abs. 7 HGo, wonach ein Bürgerentscheid die Wir-
kung eines $tadfuerordnetenbeschlusses habe, also auch nur im Kompetenzbereich
der Stadtverordnetenversammlung stattfinden könne. lm vorliegenden Fall lasse sich
das am öt.Og.zot 1 beschlossene Konzept der Landesgartenschau nicht umsetzen.
wenl sich das Bürgerbegehren mit seinem Ziet, keine Baurnfällungen in der
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Wieseckaue zuzrlassen. durchsetze. Das bedeute, dass der Beschluss aufgehoben
würde und gegenstandslos vuäre.

tm Übrigen wäre das Bürgerbegehren selbst dann unzulässig, wenn der erste Teit als
zulässlg zu betrachten wäle, Denn beide Teile des Bürgerbegehrens hingen untrenn-
bar zusamrnen. Ein Teil des Bürgerbegehrens könne nicht otrne den anderen für zu-
lässig erklärt werden. Der Inhalt des Bürgerbegehrens wtirde sich ändern, wenn einer
der Teile wegfiele. Näch der Interpretation der Antragstetler solle sich das Begehren
ausschließlich gegen gartenschaubedingte Fällungen und Neuverschuldungdn rich-
ten- Wen0 dies zuträfe, wäte ein Bürgerbegehren alleine gegen gartenschaubedingte
Fällungen oder allein gegen eine gartensctraubedingüe Neuverschuldung eine Relaii-
vierung des Anliegens, weder das eine noch das andere zulassen zu wollen.

Träfe die Interpretation des Bürgerbegehrens durch die Antragsteller zu, wäre zudem
der Kostendeckungsvorschlag unzureichend. Denn dann hätten sich die fnitiatoren
Gedanken dartrber machen rnüssen, welche Mehrkosten anfielen, wenn ,diese' Lan-
desgartenschau komplett umgeplant werden mOsse. Der Kostendeckungsvorschlag
enthalte hierzu keine Angaben. Er schweige auch zu der Frage, aus welchen Berei-
chen die Mittelzur Landesgartenschau umgeschichtet werden soltbn. Zumindest an-
sakweise wäre aber mitzuteilen gewesen, auf welche Ausgaben die Antragsgegnerin
vezichten solle, urn die Larrdesgartenschau ohne Darlehensfinanzierung zu verwirk-
lichen.

Aber selbst wenn das Bürgerbegehren nicht offensichtlich unzulässig wäre, sei der im
vorliegenden Verfahren gestellte Antrag unbegründet, weil der Vollzug der Fällungen
wegen übergeordneter öffentlicher lhteressen unaufschiebbar notwendig sei, und weil
das Bürgerbegehren selbst dann, wenn es als initiatorisch angesehen werden müss-
te, auch zu einem Zeitpunkt rnöglich gewesen wäre, zu dem ein einstweiliger Auf-
schub nicht mit einer Gefährdung des gesamten ProJekts verbunden gewesen wäre.
Die Unaufschiebbarkeit der Fällungen ergebe sich daraus, dass sie nach den be-
standskiäftigen Auflagen'in den entsprechenden Genehmigungen bis zum
28.02.2012 durchgieftihrt sein mtlssten. Eine Verschiebung bis zum 01 .1 1 .2012 sei
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nicht rnöglich, weildann die Baumaßnahmen für die Landesgartenschau nicht mehr
fristgerecht zur Erdffnung am 26.04.2014 abgeschlossen werden könnten. Ausnah-
men von den zeitlichen Vorgaben der Fällgenehmigungen.seien derzeit nicht zu er-
warten. lm Rahmen der Schwanenteichsanierung sei im November 2010 großflächig
Uferbewuchs entfemt worden, In diesen Uferbereichen habe regelmäßig das arten-
sdruErechtlich streng geschtltzte Teichhuhn gebrütet. Das Ufergehölz an dem vor-
gesehenen THM-Plätz seider letzte verbliebene Brutbereich des Teicfrhuhns am
Schvrranenteich. Wenn die Arbeiten in diesem Bereich während der Brutsaison des
Te'rchhuhns im Mäz und April durchgefuhrt würden, seianzunehmen, dass dort brü-
tende Teicfrhuhnpaare gestört wtlrden- Das avitaunistische Gutachten zum neuen
Teicfr von 2010 weise nach, dass die beiden Teiche in der Weseckaue zu den wich-
tigsterr und dichtesten vom Teichhuhn besiedelten Gebieten in Hessen gehörten. Da

die Teichhuhnpopulation 2012 den Verlust sämtlicher Fortpflanzungsstätten am
$chwanenteicfr kompensieren müsse, sei davon auszugehen, dass beieinem fehlen-
den Bruterfolg am neuen Teich durch Störungen der Erhaltungszustand der lokalen
Population verschlechtert werde und die ökologische Funktion der Fortpflanzungs-
stätten im räumlichen Zusammenhang nicht weiter erfüllt sei. Dagegen hätten die Ini-
tiätoren des Bürgerbegehrens dieses deutlich früher einreichen können. Dass es
Baumfällungen geben sotle, sei spätestens seit Anfang Oktober 2011 bekannt gewe-
sen. Dennoch habe man offenkundig zugewartet, um die Anderung von g Eb Abs. s
HGO durch das Gesetz zur Anderung der HGo und andere Gesetze vom'16.12.2Q11
mitzunehmen, durch die sich das Unterschriftsquorum für Bürgerbegehren. die nach
dem 23.12.2011eingereicht wOrden, auf 5 v. H. reduzied habe- Die Vorgehensweise
des Bürgerbegehrens lasse sich nur dadurch erktären, dass die Initiatoren bereits
jetzt davon ausgingen, eirre Landesgartenschau könne wegen der zeitlichen Zwänge
zumindest beieinem Erfolg des Bürgerentscheids nicht stattfinden.

Auch wenn die rechtliche Beurteilung des Bürgerbegehrens bei summarischer Be-
trachtung als offen erscheinen würde, übenrrröge das öffentliche Interesse an der
Durchführung der Landesgartenschau das Interesse der Antragsteller daran, dass der
Bürgerentscheid vor den Fällungen stattfinde, Dies gelte umso rrtehr, als vollendete
Tatsachen nur irn l-linblick auf den ersten Teil des Bürgerbegehrens eintreten wi.rrcfen.
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während der zweite Teil des Bürgerbegehrens durch die Fällungen nicht berührt sei,
Wegen der weiteren Einzelheiten des Vorbringens der Antragsgegnerin wird auf ihre
.SchriftsäEe vom 15.02 ., 12.02, und 20.02.2012 Bezug genomm€n

Die Kammer hat am 1}.O2.2o12einen sogenannten Schiebebeschluss erfassen, mit
dem der Antragsgegnerin einstweilenäufgegeben worden ist, gegebenenfalls durch
entsprechende .Einwirkung auf die Landesgartenschau Gießen GmbH, bis zu einer
endgültigen EnFcheidung des Gerichts im vorliegenden Eitverfahren Maßnahmen,
die dem Brirgerbegehren zuwiderlaufen, insbesondere Baumfällarbeiten, zu untedag-
sen.

Hinsichtlich der sonstigen Einzelheiten des Sachverhaltes wird auf die von der An-
tragsgegnerin vorgelegten Ordner 1 (Wasserrechtliches Genehmigungsverfahren,
289 Bl.), Ordner 2 (Vergabeakte Fällarbeiten, 322Pll.), Ordner 3 (Genehmigungsakte
UNB' 169 Bl.). Ordner 4 (stadtverordneterrvorlagen und -beschliisse, unpaginiert),
Ordner 5 (lnformationen zu den Baumfällungen zur Stadfuerordnetensitzung dm
15.12.2011, unpaginiert), Ordner 6 (Verfahrensuntertagen zum Bürgerbegehren, 48
BI.), Ordner 7 (Unterlagen der Kämmereizur Verfügung des Regierungspräsidiums
Gießen vom 17.1 1.2011, 43 Bl.) und den Haushaltsplan der Antragsgegnerin fiir dae
Haushaltsja hr ZQllverwiesen.

il.
Das irn Wege von Haupt- und Hilfsanträgen gestellte Begehren der Antragsteller ist
sinngemäß dahingehend auszulegen (vgl. $ SB VwGO). dass diese eine vorläufige
Sicherung der zur Abstimmung in einem Bürgerentscheid gestellten Maßnahmen be-
antragen, nämlich ein vorläufiges verüot der Fällung weiterer Bäume in der
Wieseckaue und der Veränderung der dort vorhandenen Gewässerufer einschließtich
Vegetation zur Vorbereitung und Durchführung der l-andesgartengchau.20l4 (Fra-
ge 1) sowie des Weiteren eirr vorläufiges Verbotder Neuverschuldung für Maßnah-
men der Landesgartenschau 2014 (Frage 2).
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s. 2A/32

Der so verstandene Antrag ist zulässig. und zwar unabhängig davon, ob in der
Hauptsache eine Verpflichtungsklage (vgl. VG Gießen, u. v. 26.09.2008 -
8 K 1'385/08-Gl -, LKRZ 2008,459) oder eine Feststeltungsklage (vgl. Hess. VGH, U,
v.28.10.1999 - S UE sffi3lgZ -, HSGZ 2000, 143) tler einschlägige Rechtsbehelf ist.
Denn in beiden Fällen richtet sich der vortäufige Rechtsscnuk nach Maßgabe des

S 123 VwGO. Unzulässig ist ind'es die (hilfsweise) beantragte vortäufige Feststeilung,
das am 11.02.2012 e.ingereichte Bürgerbegehren seizulässig, bzw. der (hilfsweise)
gestellte Antrag auf vorläufige Verpflichtung der Antragsgegnerin, das eingereichte
Bürgerbegehren ftir zulässig zu erktären. Eine derartige vorläufige Zulassung eines
Bürgerentscheids, wenn auch unter dem Voöehalt der geriohtlichen überprofung der
getroffe nen Entscheidung im Hauptsa cheverfahren. wü rde d ie Ha uptsache
unzulässigerweise vorwegnehmen (vgl. VG Frankfurt/M,, B. v. 11.02-1997 -T G

4r97N)- HScz 1997, 1ee).

Nach $ 123 Abs. 1 S. 1 VwGO kann das Gericht auf Antrag auch schon vor Klageer-
hebung eine eins'lweilige Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand treffen, \ryenn

die Gefahr besteht, dass durch eine Veränderung des bestehenden Zustands die
Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert
wird

Der Erlass einer einstweiligen Anordnung setzt demgemäß das Bestehen eines
Anordnungsgruncles als auch eines Anordnungsanspruchs voräus. Dabei müssen mit
Blick auf die weitreichenden Folgen eines stattgebenden gerichtlichen Beschlusses
Anordnungsgrund urtd Anordnungsanspruch in einem das itbliche Maß der Glaub=

haftmachung Obersteigenden Grad von Oftenkundigkeit auf der Hand liegen (vgl.
VGH Bad.-Württ. B. v.27.06.2011-1S 1S0s/11 -, DVBI. 2011,103b).

Diese Voraussetzungen sind vorliegend erfüllt, soweit es urn die Sicherung der Rech-
te der Antragsteller zur Durchführung eines Bürgerentscheides in Bezug auf die zwei-
te Frage des Bürgerbegehrens geht (Verbot der Neuverschulclung). Der Antrag ist
hier in däm sich ar;s dem Tenor ergebenden Umfang begritndet (dazu 2.). tm übri-
gen, also in Bezug auf ein vorläufiges Verbot von Baumfältungen und der Verände-
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rung der Gewässerufer, ist der zulässige Antreg der Antregstelle.r unbegründet (da-
zu 1.).

Die beiden Fragestellungen des Bürgerbegehrens sind auch nicht untrennbar ver-
knüpft (dazu 3.).

Das Recht der Bürger einer Gemeinde, ein Bürgerbegehren nach Maßgabe des g g b
HGo durchzuführen' kanrr grundsätzlich im Wege iler einstweiligen Anordnung gesi-
chert werden (Hess. vGH, B. v. 02.06.19g5 - 6 TG 1554195-, NVwZ 1996,722),
wobei eine Verpflichtung zur Ergreifung zulässiger Maßnahmen zur vortauRgen si-
cherung der Durchführung eines nach dem Gegenstand grundsätzlich zutässigen
Bürgerbegehrens sich auf das Notwendige zu beschränken hat, damit nich{ inever-
sible Tatsachen geschaffen werden und ein im Hinblick auf die Fragesteilung zulässi-
ges Bürgerbegehren nicht von vornherein gegenstandslos wird (vgl, Hess. vGH, B. v.
21.Q7.1997 - 6T22487tg7 -, Hscz 1998, 63).

1- Das von den Arntragstellern unterstützte Bürgerbegehren, das unstreitig über eine
ausreichertde Anzahlvon Untersfükungsunterschriften verfügt (vgt. $ I b Abs. 3
S 3 HGO), erweist sich im Hinblick auf die begehrte Abstimmung zu einem Verbot
von Baumfällungen und einer Veränderung von Gewässerufern als rechflich unzutäs-
sig. ln Bezug auf diese Frage des Bürgerbegehrens steht den Antragstelfern deshalb
ein sicherungsfähiger Anordnungsanspruch nicht zur seite.

Die Unzulässigkeit des Bürgerbegehrens ergibt sich insoweit aus einer Versäumunq
der in $ I b Abs. 3 S. I HGO einzuhaltenden Frist für dessen Einreichung. Ein Bür-
gerbegehren, das sich gegen einen Beschluss der Gemeindevertretung richtet, mus$
hiernach innerhalb von I Wochen nach Bekanntgabe des Beschlusses bei dem Ge-
meindevorstand eingereicht sein. Nach der bis zu 2g.12.2011 geltenden Fassung
dieser Vorschrift h'elief sich diese Frist auf lediglich 6 Wochen. Vorliegend gilt die Frist
von I wochen gemäß Art. 17 i. v. m, der übergangsvorschrift des Art. 1S Abs. 4 des
Gesetzes zur Anderung der Hessischen Gemeindeordnung und anderer Gesetze
vom 16.12.2A11 (GVBI. I S. 796).
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a) Die Frage 1 des Btirgerbegehrens richtet sich ihrem lnhatt nach gegen den Be-
schluss der stadtverordnetenversammlung vom 01.09.2011 (sru0235t2011)..Aus-
zugsweise hat dieser folgenden Woftlaut:

"1. Die Entwurfoplan <gemeint ist: Der Entwurfsplan> zur Landesgartenscha u Za1tr.

im Bereich Wieseckaue'einschließlich der dargestetlten Projekte (Einzelmaßnah-
men) werden beschlossen."

Entgegen der Auffassung derAntragsgegnerin ist mit diesem Beschtuss keine Ent-
scheidung über die im Bereich der Weseckaue zur Vorbereitung und Durchftihrung
der LandesgartenschauZ}l{zu fällenden Bäume getroffen worden. Hiezu verhält
sich dör besagte Beschluss weder ausdrückrich noch konkrudent.

Der Ansicht der A,nhagsgegnerin, aus Anlage 3 zu dem Beschluss vom 01.09.2011
ergebe sich, welche Bäume zu fällen seien, vermag sich das Gericht nicht anzu-
schfießen. Für eine solche Annahme gibt es keine tatsächliche Grundtage.

Das Rechbamt der Antragsgegnerin führt in seinem Gutachten vom 03.02 .2A12hier-
zu aus: 'Aus der r\rrlage 1 zu der Vorlage geht dei Zustand der \Meseckaue nach

Verwirklichung de,r Baumaßnahmen hervor. Sie enthält vorhandene und geplante

Bäume, stellt jedoch nicht dar, wo Bäurne getällt werden. Auch die Entwurfserläute-
rungen (Anlage 2) und die Darstellung der Bauabschnitte (Anlage 3) nehmen zu die-
sem Thema nicht Stellung" (Bl. 4 des Gutachtens). Das Gutachten kommt zu dem

Ergebnis: "ln der lreschlossengn Vorlage sind in den Anlagen der Endzustand der
Wieseckaue und die Bauabschnitte dargestellt. In ihnerr wird zwar nicht kenntlich ge-
macht, dass Bäun're gefälltwerden müssen, um den Endzustand zu en'eichen. Auch
die Vorlage erwähnt diesen Umstand nicht.
objektiven Befund. Der Endzustand lässt sicht nur erreichen, wenn Fältungen vorge-
nommen werden. Der Beschluss lässt sich also nur verwirklichen, wenn die Fällun-
gen, gegen die sich der erste Teil Oes Bürgerbegehrens richtet, vollzogen werden.
Also beinhaltet der Beschluss auch, dass die Bäume, die dem Endzustand im Wege
stehen, gefällt werden, <...> Diese Beschlussfassung ist zwar kein Musterbeispielfür
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transparentes Verwaltungshandeln,.lässt sich aber nicht anders verstehen" (Bl. 7 des
Gutachtens).

Dieser Interpretation des Sachverhaltes folgt die Kammer nicht. Die für den Bereich
der Weseckaue vorgesehenen Baumfällungen lassen sich nämtich weder aus clem
Text der Beschlussfassung noch aus den dazu vorgelegrten Anlagen im Sinne eines
Vorher-Nachher-Vergleiches ermitteln. Sie sind deshatb auch nichl Gegenstand die-
ses Beschlusses, noch werden sie hierdurch impliziert. Baurnfällungen sind nach den
dem Gericfrt vorliegenden Unterlagen ersfnals in der $itzung der Stadtverordneten-
versammlung vom 15.12.2011 thernatisiert worden, nachdem ein im Oktober 2011
hiezu gestellter Antrag aus Zeitgninden nicht behandelt worden war.

Die Frage der Baumfällungen kann auch Gegenstand eines Bürgerbegehrens sein.
Wenngleich Baumfällungen in der Regel nicht zu den wichtigen Angelegenheiten ei-
ner Gemeinde zählen, sondem Bestandteil der laufenden Verwaltung sein dürften, ist
dies vorliegend anders. Die öffentliche Resonanz auf die angek0ndigten Baumfällun-
gen und die Tatsache, dass tiber 3.500 B0rger der Antragsgegnerin eine Abstimmung
hierüber herbeigeftlhrt wissen wollen, haben diese zu einer wichtigen Angelegenheit
gemacht, die damit auch Gegenstand für einen Bilrgerentscheid sein kann (vgl.

spies, ute, Bürgerversammlung, Bürgerbegehren, Bürgerentscheid, 199g, s.200;
Frotscher/Knecht, DöV 2005, Zg7, Zgg).

Sofern nran die Frage zu den Baumfätlungen im Hinblick auf den in der Sitzung der
stadtuerord netenrrersammlung am 1 8.12.20'l t hiezu getroffenen Besch luss
(STvlO574t2011), mit dem der Magistrat der Antragsgegnerin aufgefordert wird, kei-
nesfalls mit den Fäll- und Rodungsarbeiten zu beginrren, bevor das Benehmen mä
der Untererr Naturschutzbehörde hergestellt ist, als ein sogenanntes kassatorisches
Bürgerbegehren aufrasst, weiles sictr gegen diesen Beschluss richte, wäre die dann
zu beachtende achtwöchige Ausschlussfrist ($ I b Abs. 3 S. 1, 2.1.{S HGO) fur dessen
Einreichung ebenfalls gewahrt.

b) Hierauf komrnt es vorliegend aber nicht an. Denn die zurn Gegenstand des Bürger-
begehrens gernachte Frage der Baumfällungen ist untrennbar mit der Frage zum un-
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veränderten Erhaft der Gewässerufer einschließfich ihrer Vegetation verbunden. Dies
fuhrt dazu. dass sicfr das Bürgerbegehren in seinem ersten Teil (Frage 1) insgesamt

als unzuiässig erweist.

Mit dem Beschluss cler Stadtverordneterwersammlung vom 01.09.201 1

(STvl0235l20t1) ist eine Entscheidung über die Enichtung des sogenannten Pal-

men-Caf6s wie auch der Brücken im Bereich des Schwanenteichs herbeigeführt $/or-

den. Das Palmen-Cdf6 und die Brücken im Bereich des Schwanenteichs sind Teilder
"dargestellten Projekte (Einzelmaßnahmen)", die ausdrücklich benannt werden und

die in der Anlage 3 zu der Beschlussvorlage unter'BA 2.1 Brückenn bzw. '8A2.2
Gebäude" auch narnentlich und zeichnerisch aufgeführt sind. Diese ProjeKe wufden

durch die Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung vom 01-09.2011 als zu

realisiererrde Einzelmaßnahmen der Landesgartenscha u 2014 im Bereich der

Wieseckaue beschlossen.

Palmen-Caf€ und Brtlckerr betreffen das von der 1. Fragestellung des Birrgerbegeh-

rens angestrebte Verbot einer Veränderung der Gewässerufer einschließlich dei'vor-

handenen Vegetation, weil s-le im Bereich der Gewässerufer gebaut werden sollen

und damit auch die dort vortiandene Vegelation verändem, Gerade dies wiltdas Bür-

gerbegehren verhirrdern. lnsoweit richtet ös sich deshalb gegen den Beschluss vorn

01.09.201 1, hält aber nicht die in Bezug auf diese Beschlussfassung zu beachtende

Ausschlussfrist des $ 8b Abs. 3 S. 1, 2.HS HGO ein.

Diese Ausschlussfrist gilt immer dann, wenn in einer Angelegenheit, über die

ge meind I icherseits be reits entschieden wu rde, eirre a bweichende Sachentscheid u n g

begehrt wird. Dies ist vorliegend der Falt. Der Beschluss vom 01.09.2011 ist auch in

öffentlicher Sitzung gefällt worden, sodass die Möglichkeit der Kenntnisnahme der

antragsberechtigten, Bürger von dern gefassten Beschluss gegeben waf.

c) Eine Reduäerung der Fragestellung auf einen zutässigen leit zu den Baumfällun-

gen unter Streichung des unzulässigen Teils zu den Gewässerufern ist rechtlich nicht

moglich. Dem Gericht ist es ebenso wie den Vertrauensleuten des Bärgerbegehrens

verwehrt, die zur Abstimmung gestetlte Frage inhaltlich zu verändern (vgt. hierzu
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HessVGH, 8.u.17,11.2008 - I B 1E06/08 -, NVwZ-RR 2009, 442,444 f.). Aus-

weislich der Begründung zu dem Bürgerbegehren ist die Fragestellung eindeutig auf
den Erhalt der vorhandenerr Bäume u n d der vorhandenen Gewässerufer einschließ-

lich ihrer Vegetation gerichtet und kann deshalb nicht einschränkend dahingehend

interpretiert werden, auch eine Beschränkung auf die Frage der Baumfällungen wäre

von den Unterzeichnern des Bürgerbegehrens akzeptiert und beantragt worden. Die

Begründung zum Btirgerbegehren, die für die Auslegung der zur Abstimmung gestetl-

ten Frage mitheranzuziehen ist (vgf. VGH Bad.-Württ., U. v. 06.04.1992 - 1 S

3142191-, juris Rdnr. 23, insoweit in DÖV 1992, 839 nicht abgedruckt), firhil hierzu

wörtlich aus, dass "Beschädigungen der wertvollen Gewässerufer durch einen 0ber-

dimenslonierten Brtlckenbau oder ein Palmencafe im Röhrichtgürteldarum ebenso

unterbleiben <müssen> wie das u4nötige, nictrt der'Verkehrssic*rerungspflicht ge-

schUldete Fällen vorr Bäurnen'. Durch digse Formulierung wird deutlich, dass beide

Komponenten der ersten Frage (Baumfällungen/ Gewässerufer) untrennbar mitei-

nander verbunderr sind. Eine Neufassung der insoweit einheitlichen Fragestellung

duich Beschränkung auf den zulässigen Teil ist rechtlich nicht möglich (vgl. hierzu

VGH Bad.-Württ., U. v.22.06.2009 - 1 S 2865/08 -, VBIBW. 2009, 425,426 f .:

HessVGH, B. v. 05.10.2007 - I TG 15621A7 -, juris Rdnr. 54 a' E.;VG Düsseldorf, U.

v.02.1 1.2001- 1 K 423101-. juris Rdnr.30).

Unerheblich ist, dass das Blirgerbegehren in diesem Zusammenhang die Unterschrif-

ten nicht mit identischen Listen gesammelt hat, sondern auch Listen zum Einsatz ka-

men, deren Begründungsteil die Ausführungen zum Patmen-Caf6 und den Br{lckerr-

bauten nicht enthätt (BI- 245, 250 bis 252 der GA). Denn entscheidend ist die zur Ab-

stimmung gestellte Fiage, die auf allen bei der Antragsgegnerin eingereichten Listen

gleicf,r fautet. Hiernach sollen aber der Antragsgegnerin bei einem erfotgreichen Bür-

gerentscheid die Baumfällungen und eine Veränderung der Qewässerufer untersagt

sein.

2, Hinsichttich der 2. Frage: "Sind Sie dafür, dass die Stadt Gießen zum Zweck der

Durchf(lhru4g der LGS weder neue Darlehen aufnehmen noch solche Sicherheiten

stellen darf, für deren Erfüllung neue Schulden gemacht werden müssten?" ist das
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B0rgerbegehren hingegen zulässig. Insoweit handelt es sich nach Auffassung der
Karnmer um ein sogenanntes initiatorisches Bürgerbegehren. Aber selbst wenn man
die zweite Frage des Bürgerbegehrens äls kassatorisch verstehen wollte, weil sie
sich dagegen richte, dass die stadtuerordnetenversammlung am 1s.12.2011 im

Rahmen der Haushaltsberatungen:einen Antrag abgelehnt haq die Kosten der Lan-

desgartenschau durch Einsparungen von anderen Haushattsmitteln zu decken, wür-
de das Begehren die Ausschlussfrist des $ Bb Abs. 3 s. 1, 2-HS HGo wahren, wie
das Gutachten des Reofrtsamts der Antragsgegnerin zutrefiend ausführt (Bl. 15).

a) Mit Ausrrahme der Entscheidung vom 09.09.2010 (STll3222l2Q12), mit der (nur)

das Geben eiher Bürgschaft für die Landesgartenschau Gießen 2014 GmbH in Höhe
von I Millionen EUR beschlossen wurde, hat die $tadtverordnetenversammlung der
Antragsgegnerin nach den dem Gericht vorliegenden Unterlagen bislang weder aus-
drücktich noch konkfudent über die Aufnahme von Krediten oder die Stellung von $i-
cherheiten zur Vorbereitung und Durchführung der Landesgartenschau 2014 be-
schtossen. Der Beschluss vom 12.05.2010 (STV/3008 nOß),mit dem der Gesamt-

kostenplan zur La.ndesgartenscha u 2014 rnit Investitionen im Bereich ,Wieseckäue',
irn Bereich nLahnaue" und ,Korridore" in Höhe von ca. 21,4 Millionen Euro und die

Kosten ftJr den Durchf0hrungshaushalt sowie die "internen Kosten" zur Kenntnis ge-

nommen und die Investitionskosten zur Landesgartenschau 2014 ats gedeckeltes

Budget in einem maximalen Volumen von 21,4 Milfionen Euro festgelegt wurden, ent-
hält keine Vorgaben zur konkreten Finanlerung der besChlossenen lnvestitionen.und
Maßnahmen. lnskresondere verhält sich der Beschfuss der Stadtverordnetenver-
sarnmlung auch nicht dazu. dass die Finanzierung durch Kreditaufnahme erfolgen

soll. Entsprechendes gilt fiir die Entscneidung vom 01.09.2011 (STV/02gb/2011), mit
der unter Ziffer 2. die "lnvestitionskosten zur Landesgartenscha u 2O14 gemäß des

Anderungs- bzw- Ergä nzu ngsantra ges des stadtverord netenbesch russes

STV/3008/2 01 O vo m 1 2.05.2O1 O" beschlossen wu rden-

Nach $.103 Abs. 1 HGO dürfen Kredite nur für lnvestitionen, Investitionsförderurrgs-

maßnahmen und zur Umschuldung aufgenommen werden. Die Aufnahme eines Kre-
dites ist mithin immer zweckgebunden, weshalb auch eine Zuordnung zu der jeweili-
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gen Investition - hier also ftrr Maßnahmen der Landesgartenschau - grundsätztich
möglich ist- Gemäß S 103 Abs. 1 S. 2 HGO entscheidet die Gemeindevertretung itber
die Aufnahme des Kredits und die Kreditbedingungen. lm Falle einer übertragung der
Entsdteidungskompetenz kann sie diese wieder an sich ziehen.

b) Die Entscheidungen (lber eine Kreditaufnahrne bzw. Nichtaufnahme können auch
Gegenstand eines Btlrgerentscheids sein. lnsbesondere steht die Vorschrift des g I b
Abs. 2 Nr.4 HGO dem nicht entgegen. Hiernach findet ein Bilrgerentscheid über die
HaushaltssaEung nictrt shtt, ist also unzulässig. Nach.dem eindeutigen Wörtlaut die-
ser Vorschrift sinci aber nur die Regelungen in der Haushaltssatzung von einem Bür-
gerentscheid a usgenommen.

Die in der Haushaltssatzung über die Kreditermächtigung zu treffende Regelung (g

94 Abs. 2 Nr. 1 b HGO), also die Festlegung des Gesamtbetrags der vorgesehenen
Kreditaufnahmen für lnvestitionen unä Investitionsförderungsmaßnahmen, ermächtigt
die Antragsgegnerin vorliegend für das Haushaltsjahr Z}ft zu einer Kreditaufnahme
in Höfre von22.3?3.230,- EUR- Diese Kreditermächtigung ist indes nicht Gegen-

stand des vorliegenden Bürgerbegehrens. Durch den angestrebten Bürgerentscheid

sollen weder der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen noch der Gesamt-

betrag der Krediter verändert werden.

$ I b Abs. z Nr.4 HGO willverhindern, dass die Stadtverordneten in ihrer Kompetenz

eingeschränkt werden, über die Politik des Magistrats insgesamt, wie sie irn Haus-

haltsplan im Ganzen zum Ausdruck kommt, abzustimrnen (vgl. dazu Ritgen,

NVwZ 2000. 129, 135; ders., Bürgerbegehren und Bilrgerentscheid, 1997, s. 196 ff.;
siehe auch SchmidvKneip, HGo, 2. Aufl. 2008, g I h Rdnr. 10). Unzutässig ist des-
halb nur ein Bürgerbegehren, das auf die Anderung des Haushalts abzielt, also un-

mittelbar Regelungen der Haushaltssatzung zum Gegenstand hat (spies, a.a.o., S.

216f .). Dies ist im vortiegenden Fall nicht gegeben. Hiervon gehen auch die von der
Antragsgegnerin eingeholten Rechtsgutachten aus.

Wie das Gutachten des Rechtsamles der Antragsgegnerin (Bl. 6) zutreffend ausführt,
richtet sich das vorfiegende Bürgerbegehren ersichtlich zwar gegen ein weseniliches
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Projekt des Magistrats, das sich auch im Haushattsplarr ablesen lässt, betriffi aber im
Ergebnis gleichrn'ohl nur einen kleinen Ausschnift der finanzwißsamen Aktivitäten der
Anhagsgegnerin, Durch das Btlrgerbegehren soll die Antragsgegnerin gearvungen
werden, Kreditennachtigungen, die bislang durch die Aufsictrtsbehörde auch noch
nicht genehmigt sind, nicht für Maßnahmen der Landesgartenschau in Anspruch zu
nehmen.

c) Die Auslegung der Antragsgegnerin, der zweite Teil des Bürgerbegehrens lasse
sich nur so verstehen, dass die Landesgartenscha u ?014 nicht stattfinden soile, weil
für digse zwangsläufig Darlehen aufgenommen und damit Schulden gemacht werden
rnüssten, teilt die Kammer nicht. Warum dies zwangsläufig so sein soll, hat die An-
tragsgegnerin nicht übezeugend dargelegrt. Zu berrlcksichtigen ist in diesem Zu-
sammenhang, dass ftrr ungedeclcte Verbindlichkeiten, die seitens der Landesgaften-.
schaugesellschaft GmbH begründet werden sollten, bereits eine Ausfallbtirgschaft in
Höhe von 9 Millionen EUR besteht. Diese kann gegebenenfalls auch in Anspruch ge-
norRmen werden, da sie von der Fragestellung des Bürgerbegehrens nicht erfasst
wird. Darüber hinaus ist nicht ersichtlich, dass für das verbleibende urrd von der
Stadtverordnetenversammlung der Antragsgegnerin für die Landesgartenschau be-
schlossene Investitionsvolumen bis zur Höhe von 21,4 Millionen EUR, das - wie sich
aus den vorgelegten Unterlagen ergibt - in Teilen bereits finanziert ist, eine abschtie-
ßende Finanzierurrg durch vorhandene Mittel oder Einsparungen an anderer Stelle
nicht rnöglich sein sollte. Ab$esehen davon könnten auch zwar bislang geplante, aber
noch nicht durch clie $tadfuerordnetenversammlung zur Umsetzung beschlossene
Maßnahmen ftir däe Landesgartenschau in Wegfall kommen. Die Antragsgegnerin ist
nicht verpflichtet, rlas beschlossene Investitionsvolurnen von 21,4 Millionen EUR aus-
zusehöpfen- Der Eieschluss vom 12.05.2010 (STV/30O/2010) führt vielmehr unter 2.3.
aus: 'Werden städtische Maßnahmen nicht durchgeführt, verringert sich das gede:
ckelte Budget gern. Punkt 2-1- um die frlr diese Maßnahme veranschlaglen Kosten."
Das Vorbringen der Antragsteller, die Antragsgegnerin habe in jOngster Vergangen-
heil wegen ihrer Finanzsituation in Teilen bereits auf ehedem geptante Investitionen
und Maßnahmqn im Zusammenhang mit der Landesgartensghau verzichtet, ist des-
halb nicht abwegig.
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Zudem weist der Haushaltsplan 2012 der Antragsgegnerin, der für Investitionen zu-
gunsten der Landesgartenschau 2014 Maßnahmen in einem finanziellen Gesamtum-
fang von 8.685.000,- EUR enthätt, auch lnvestitiorren für Maßnahmen aus, die nicht
in einern unmittelbaren Zusammenhang zur Landesgartenscha u2014 stehen (2.8.

Umgestaltung Bahnhofsvorplatz i.:H. v. 2.750.000,- EUR) und die auch nicht in der
Vorlage des Magishats zum Beschluss über die Festlegung des lnvestitionshaushalts
zur Landesgartenschau2Ql4 iri Höhe von 21,4 Millionen EUR vom 12.0F.2010
(Sry/3008/20 1 O) aufgeführt sind.

Aus den vorstehenden Ausführungen ergibt sich zugleich, dass der vom Bürgerbe-
gehren gemachte Kostendeckungsvorschlag hinsichtlich der zweiten Fragestellung
ausreichend ist.

3. Aus der Unzulässigkeit des ersten Teils des Bürgerbegehrens folgt schließlich
nicht, dass das Bürgerbegehren insgesamt, also auch hinsichtlich der zweiten Frage
unzulässig ist. Denn die beiden Fragestetlungen des Bürgerbegehrens hängen nicht
untrennbar.zusammen . Zwar haben die Unterzeichner des Bürgerbegehrens mii ihrer
Unterschrift gich beide Fragestellungen zu eigen gemacht. Die beideh zur Abstim-
mung zu stellenden Fragen betreffen aber völlig unterschiedliche Regelungsbereiche.
Frage 2 kann ohne die nach Auffassung der beschfießenden Kammer unzulässigö

'Frage 1 zurAbstimmung gestelttwerden, weif sie auch ohne diese Fragestellung für
sich allein noch sinnvoll bleibt und dern mutmaßlichen Willen der Untezeichner des
Bürger:begehrens entspricht. Frage 1 und Frage 2 des Bürger,begehrens hätten völlig
losgelöst voneinander jeweils selbststärrdig zur Abstimrnung gestellt werden können,
woraus sich ergibt, dass auch eine Reduzierung des Begehrens auf eine Frage, die
allein zulässig ist, möglich sein muss. Entgegen der Auffassung der Antragsgegnerin
sind die beiden Fragen nicht miteinander untrennbar verschränkt, sondern werden
kumulativ, aber unäbhängig voneinander zur Abstimmung gesteltt.

Aus Gründen eines effektiven Rechtsschutzes erachtet es die Kammer für geboten,

der Aritragsgegnerin aufzugeben, ggf. durch entsprechende Einwirkung auf die Lan-
desgartenschau Gießen 2014 GmbH, bis einschfießlich Donnerstag, den 23.02.2012

s. .' 29/zz
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Maßnahmen zu unterlassen, die dem von dem B0rgerbegehren angestrebten Verbot
von Baumfällungen ünd von Veränderungen der Gewässerufer (Frage 1 des Burger-
begehrens) zu^widerlaufen. Das Fällen der Bäume würde einen irreversiblerrZustand
herbeiführen. Unter Abwägung der wirJerstreitenden tnteressen der Beteitigrten sieht
es die Kammer deshalb als notwendig an, den Antragstellem eine, wenn auch kuze,
so doch zugleich ausreichende Zeit frr die Einlegung einer Beschwerde zu geben, in

der die Antragsgegnerin. bzw. die in ihrem Auftrag handelnde Landesgartenschau
Gießen 2014 GmbH noch gehindert ist, in Bezug auf die erste Frage des Bürgerbe-
gehrens unumkehrbare Zustände herbeizuführen. Ein längerer Zeitraum - wie von
den Antragstelfem beantragt - kommt nicht in Betracht, weil die Antragsteller schon
fräher um Eilrechtschutz hätten nachsuchen können- Andererseits hätte auch die An-
tragsgegnerin frühzeitig eine $chutzschrift hinterlegen können - das Gutachten ihres
Rechtsamtes stammt vom 03.02 .2012.

Die Antragsteller haben auch einen für den Erlass der einstweiligen Anordnung erfor-
derlichen Atrordnungsgrund dargelegt. Abgesehen davon, dass selbst einem zulässi-
gen Bürgerbegehren von Gesetzes wegen keine aufschiebende \Mrkung zukommt,
hat die Antragsgegnerin durch die Ablehnung dei Zulassung des Bürgerbegehrens
zum Ausdruck gebracht, dass sie dies ftrr unzulässig und damit in rechtlicher Hinsichl
für unbeachtlich hält. Ohne Erlass einer einstweiligen Anordnung gibt es fiir die An-
tragsgegnerin deshalb keine Gründe, von einer Aufnahme von Krediten in Bezug auf
die Landesgartenscha u 201 4 abzusehen

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf g 155 Abs. 1 VwGO und entspricht dern
Maß des wechselseitigen obsiegens und unterriegens der Beteiligten.

Die Streitwertfestsetzung folgt aus $$ 52, 53 GKG i. V. m. dem Streitwertkatatog frtr
die Verwaltungsgerichtsbarkeit, der für Verwaltungsstreitverfahren in Bezug auf ein
B0rgerbegehren den Auffangwert in Höhe von 5.000,- EUR vorsieht, der im Hinblick
auf den vorläufigen charakter der Entscheidung zu halbieren war.
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Re c htsrn ittelbe I eh ru n g

Die Beteiligten können Beschwerde.gegen diesen Beschluss einlegen. Die Be-
schwerde ist innerhalb von zweiWochen nach Bekanntgabe des Beschlusses bei
dern

Verwaltungsgericht Gießen
Marburger Straße 4
35390 Gießen 

:,

schrifilich einzutegen

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu
begrtlnden' Die Begrtindung ist, sofem sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt
worden ist, beidem

Hessisch,e n Verwalturrgsgerichtshof
. Brüder-Grimm-platr 1 -3

3411T Kassel

einzureichen.

Sie muss einen bestimrnlen Arrtrag enthalten, die Gründe darlegen, aus denen die
Entscheidung abzuändern oder aufzuheben ist und sich mit der angefochtenen Ent-
scheidung auseinander setzen.

Vor dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof besteht gemäß g 6Z Abs. 4 VwGO ver-
treiungszwang. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren beim
Hess ischen Verwaltungsgerichb hof eingeteitet wi rd.

Gegen dle Streitwertfestsetzung steht den Beteiligten die Beschwerde zu, wenn der
Wert des Beschwe,rdegegenstandes 200 Euro übersteigt oder wenn sie das Gericht,
das die angefochtene Entscheidung erlassen hat, in dern Beschluss zugetassen hat,
Sie ist nur innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsa-
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che Rechtskraff erlangt oder das Verfahren sich enderweitig ertedigt hat, zulässig.
soweit der streharert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt wird,
kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monals nach Zusteilung oder formloser
Mitteil un g des Fesbetzu ngsbesch lusses eing elegt werden.

Die Streitwertbeschwerde ist bel derir Verwaltungsgericht Gießen schriftlich oder zur
Niedersch rift des urkundsbea mten de r Geschä*ut.il. einzuteg e n.

Anträge und Erklärungen können ohne Mitwirkung eines Bevollmächtr:gten schriftlich
eingereicht oder zu protokolt der Gescfräftsstelle abgegeben werden, g 6g Abs. 1

Satz 5 i.V.m- g 66 Abs. S Sak 1 GKG.

Für die Bevollmäe,trtigung gelten oie Regelungen der für das zugrunde liegende Ver-
fahren geltenden verfahrensordnung entsprechend, g 6g Abs, 1 satz 5 i.v.rn. g 66
Abs.5Satz2GKG.

Bei den hessischen Verwattungsgerichte n und dem Hess ischen verwattu ngsge-
richtshof können elektronische Dokumente nach Maßgabe der verordnung der Lan-
desregierung tlber den elektronischen Rechtsverkehr bei hessischen Gerichten und
staatsanwaltschaften vom 26. Oktober 2007 (GVBI. l, S. 6gg) eingereicht werden.
Auf die Notwendigkeit der qualffizierten digitalen $ignatur bei Dokumenten. die einem
schriftlich zu untezeiihnenden schrifrstück greichstehen, wird hingewiese, ($ 5;;
Abs. l SatzSVwcO).

$pies Kröger-Schrader Lambeck
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